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der Schwarzen un dem weißen weißen Kirchen zerstören (HK,MIt nıcht noch gefährlichere „Denomıi1-

nationalısmen“ einhandelt? Schwarze Mann wırd als das Mitleiden mıiıt Jesus ugust 1968, „Schwarze Theo-
Theologie Wr Trumpft ber W 45 Ve!_r- interpretiert. Posıtiv wird versucht, logie“ versucht also, christliche Spiri-
steht iINan darunter? In erstier Linıe den Inhalt des Evangelıums AaUS atrı- tualıtät auf afrıkanische Erfahrungen
den Versuch, zunächst dıie provozıe- kanıscher Vorgeschichte interpretie- bringen, die VOTL dem Eingreifen der
rende Selbstverständlichkeit abzutra- 1CMN und alle kulturellen Traditionen Mıssıionare gemacht wurden. Das Ite
SCIL, mit der „weıße“ Theologen das Afrıkas zurückzugewınnen, die die Testament, der „Exodus“, spielt dabei

Miıssıionare als heidnısch beiseitegescho- ıne vermittelnde Rolle. Dıie rageEvangelıum aut ıhre westlichen, se1l
römischen, se1 angelsächsischen ben hatten. James Baldwin hatte tür leibt, ob siıch die führenden Kirchen-

Begrifte gebracht haben Dem wird diesen „Raub der Identität“ der manner 1ın Afrika der gefährlichen Eın-
MASS1V die These entgegengeSsetZL: Schwarzen 1n Uppsala 1968 die schwer- seitigkeit solcher Theologie (trotz leg1-
„ Jesus WAar schwarz“;, un: das Leiden sten Anklagen bis ZUuUr Forderung, die tiımer Ansätze) bewußt sind.

Gesellschaftli_che Entwicklungen

Dolitischer amp und Gewissensstreit
Reform des Abtreibungsstrafrechts auch Frankreich

Wer aufmerksam die verschiedenen Themen studıierte, die Georges Pompidous und die darauffolgenden politischen
während der $ranzösıschen Wahlkampagne Aprıl—Maı Auseinandersetzungen haben die rage vorübergehend 1n
1974 autf der Tagesordnung standen, wird mMit Verwunde- den Hintergrund Lretfen lassen. Trotzdem wiırd die Natıo-
rung emerkt haben, dafß VO'  3 den drei gyroßen gesell- nalversammlung noch 1ın diesem Jahr iıne Entscheidung
schaftspolitischen Problemen, die die Natıon heraustorder- treften haben, die noch der rühere Ministerpräsident

Pıerre Messmer angekündıgt hatte.ten, 1Ur eines VO  3 den wichtigsten Kandidaten besprochen
wurde. Es Zing die Lebensbedingungen jener Bevölke- Als Bezugspunkt tür die Retorm des Abtreibungsstraf-
rungskreıise, die VO  - der verheerenden Inflation besonders rechts wird 1n Frankreich me1st das Gesetz „»SCHCH Provo-
hart getroften wurden, also der Rentenbezieher, der allein- zıerung VO  - Aborten un Empfängnisverhütungs-
stehenden Frauen und gewisser Altersklassen trejer Berufe. propaganda“ VO 31 Juli 1920 angeführt. Dıie (esetzes-
Das Schicksal der 35 Miıllionen Gastarbeıter wurde NUr Jage 1St aber wesentlich komplizıerter. Das Gesetz VO:  3

flüchtig erwähnt. Völlig ausgeklammert schien ıne rage 1920, erklärtermaßen AUS Gründen der Bevölkerungs-
se1in, die iın den Jahren 1977 un: 1973 leidenschaft- politik geschaften, wurde längst durch die Art 645 bıs 650

lıchen Ausbrüchen, heftigen Polemiken, unzählıgen Erklä- des „Code de la Sante Publique“ ersSetzZt, der nach 161-1
Nn  N un gelegentlich eıner Mobilisierung auf den therapeutischen bort (bei Gefahr für das Leben der
den Strafßen geführt hatte: die Retorm des Abtreibungs- Mutter) nach Feststellung durch Zzwel Ärzte zuläfßt. Das
stratrechts. (jesetz VO  3 19720 exIistiert also als solches gar nıcht mehr.

Zu reformieren 1St in Wirklichkeit der 317/ des Straf-
9 der noch AUusSs dem Jahre 1810 Stammt un! durch
eın (jeset7z VO:  - BOZS, das den Strafcharakter un dasRevision der geltenden Gesetze
Strafmafß Neu festsetzte, un: durch ein Gesetz VO]  3 1939,

Wıe 1ın vielen anderen westeuropäischen Staaten wurde das auch miıt bevölkerungspolitischer Absicht die
auch ın Frankreich die Forderung nach der teilweisen oder Straten professionelle Abtreiber verschärfte, Er-

fast vollständigen Freigabe der Abtreibung einem hei- ganzt wurde.
Ren Eısen. Für April dieses Jahres WAar wne neuerliche Behörden, Kirchen un Ärzte wIissen, daß die 1in der
Parlamentsdebatte vorgesehen, und die Kenner der Innen- Republik geheim vorgenomMenen Abtreibungen ıne
politik befürchteten eın böses Aufeinanderprallen der Getahr tür die seelische un: physische Gesundheıt VO:  $

Hunderttausenden Frauen darstellen. Es 1St w1e anderswoGegensätze be] dieser Gelegenheıt. Der plötzliche Tod
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auch hier schwer, sıch einen zahlenmäßigen Überblick über nach ıne Vergewaltigung handelte. Da die Mutter

des Mädchens noch Zwe!l andere uneheliche Geschwisterdie Praxıs der illegalen Schwangerschaftsabbrüche VeOI-

schaften. Nach offiziösen Schätzungen des Nationalinsti- VEISOTSCNH hatte, ylaubte s1e, als schlecht bezahlte An-
LUTtS für Bevölkerungsfragen (INED) wıird die Gesamtzahl gestellte der Parıser Metro eın weıteres ınd ernähren
der Aborte bis 750 0Q0O PTro Jahr angegeben. Kolportiert können. Mıt Hılte zweıer Kolleginnen tand S1E die
wurden auch Zahlen VO  3 OO 000 bis einer Miıllıon, die Adresse einer Sekretärin, deren Mann Selbstmord began-
aber ebenfalls wıe die Zahl der Abtreibungstoten (10 01910 gCn hatte und die sıch ebenfalls dreiı Kinder kümmern
bis 000; 1n Wıirklichkeit wurde für 1972 als (Gesamt- mußte. Dıiese versuchte mehrfach, die Leibesfrucht abzu-
Zzahl der Todesfälle VO Frauen zwıschen und 44 Jah- treiben, MIt dem Erfolg, dafß die Sıebzehnjährige 1ın ein
TenN mıiıt angegeben) Aus der Luft gegriffen sein KG eingeliefert werden mußte. Nun hatte der
dürften. Dıiese hohen Dunkelzıftern, die höher lıegen Junge Mann, dessen Vaterschaft nıcht bestritten werden
als die ser1ösen Schätzungen ın der Bundesrepublik, dürt- kann, se1ne Freundın bei der Pol:zei angezeıgt, als diese
ten übrigens auf 7wel für Frankreich spezifische Ursachen ıh bei eiınem Autodiebstahl erTtappt hatte. Dıiıeser Prozeß
zurückzuführen sein: auf verbreıtete sozjale Notstände zab Gelegenheit Zu ersten gyroßen Auftreten der Anwäl-
beim proletarıschen Teil der Arbeiterschaft un der Land- tın Gisele Halimi. Die VO  — ıhr einıge Monate vorher BC-
bevölkerung (einschließlıch der Einwanderer- und (jast- gründete Gesellschaft „Choisir“ hatte sıch ZU Ziel ZESETZT,
arbeiterfamıilien Au den nordafrikanischen Ländern) und für dıie Freigabe des Schwangerschaftsabbruchs ropa-ıne Abtreibungen tordernde Antiıkonzeptionsgesetz- ganda machen. Dıie „Bewegung T Befreiung der Frau  “
gebung, die eben auf das (Jeset7z VO  — 1920 benützte den Proze(ß, diıe Ofrentlichkeit
zurückgeht, die jede öftentliche Propaganda tür Antıiıkon- Lretien. Die Angeklagte wurde freigesprochen. Die Multter
zeptiva verbot un: die erst durch die SO „Lex Neuwirth“ und hre Komplizinnen hatten sıch kurz daraut VOT dem
1m Jahre 1967 modifiziert wurde. YrSt durch dieses Gesetz, gleichen Gerichtshof verantworten, und dieser Umstand
das 1973 durch eın weıteres über die Schaftung eines führte dazu, da{fß INa  —_ bedeutende Wissenschafer und
Nationalen Rates für sexuelle Aufklärung erganzt wurde, Nobelpreisträger als Zeugen lud Dıie meısten dieser Wiıs-
konnten die gesetzlichen Voraussetzungen für ine wirk- senschaftler sprachen sıch unmıfßverständliıch tür ine welt-
Samne Beratung 1ın Fragen Empfängnisverhütung, der gehende Freigabe des Schwangerschaftsabbruchs AaUS und
Sexualaufklärung un der Schwangerschaftsberatung De- versuchten hre Ansıchten miıt zahlreichen biologischenschaften werden. Argumenten untfermaue Dıie Rıichter ühlten sich 1in

iıhrer Rolle unsıcher, da eın starker ruck VON seıten der
Bevölkerung nıcht VO  - der and welisen WAar. Dıie

ampagnen nach dem Prozeß Mutter wurde eıiıner Geldbuße VO  _ 500 Francs Ver-

on Bobigny urteıilt, die Sekretärin erhielt eın Jahr Gefängnis mi1t Be-
währung, und die beiden Kolleginnen, dıe die Adresse

Zu eiınem akuten polıtischen Problem wurde das Abtrei- bescha A* hatten, wurden freigesprochen.
bungsgesetz erSt, als 1mM Aprıl 1971 das umstrıittene „Manı- Am Februar 1973 erschiıen eın Manıfest VO  > 331 Ärzten,

die bekannten, S1e würden Abtreibungen vornehmen undfest der 343 Frauen“ 1mM „Nouvel Observateur“ publiziert
wurde. Die Leser dieses Nachrichtenmagazıns setzen sıch keine Bestrafung fürchten. Als Referenz wurde das Urteil
hauptsächlich AausS linksorientierten Intellektuellen IN- VO  3 Bobigny angegeben. Dıie Ärzte verlangten ıne sotor-
inen. „Le Nouvel Observateur“ diente dem Kandidaten tıge Einschränkung des geltenden (sesetzes un die Grün-
der Linksunion Franco:s Mitterrand als offizıöses Sprach- dung eiıner Kommiuissıon Z iındividuellen Überprüfung der
rohr während der Wahlkampagne. Die Frauen, die dieses einzelnen Fälle. Die Arztekammern desavouljerten nach-
Papıer unterzeichnet haben, gehören den bekanntesten drücklich die Aktion ıhrer 331 Kollegen. In der Folgezeit

kam aber eıner Reihe anderer öftentlicher Erklä-Repräsentantiınnen des künstlerischen und lıterarıschen
Lebens Frankreichs. Es fanden sıch Uu. 2 T dıe Namen der IuNnsceNn, UL A veröftentlichte die schon 1969 gegründete
Schriftstellerinnen Sımone de Beauvoır und Francoıise „Nationale ereinızung ZU Studium des Aborts“
Sagan, der Schauspielerinnen Catherine Deneuve, Jeanne (ANEA), der auch Katholiken und o Geistliche -
Moreau un Delphine Seyrıg und der Staranwältin Gisele gehören, ıne Charta VO  - Grundsätzen, die auch die sozjale
Halımıi:. Be1i dem Manıftest handelte sıch gleichsam Indikation einschlo{ß. Dıie Indikationen sollten durch ıne
einen Zeıitzünder, der zahlreiche Aktionen oft csehr VIrUu- Gutachtergruppe, bestehend AaUS wWwe1l Ärzten, eınem Juri-
lenter Ausma{fße hervorrief. Eıne Juristische Tragödie schlofß sten un: einem Sozialarbeiter, testgestellt werden (vgl Le
sıch dieser Veröftentlichung und dramatisierte die be- Monde, /3) Oftentliche Kundgebungen rissen nıcht
reıits angefachten Diskussionen. Denn noch 1mM gleichen mehr ab, medi:zıinısche Kolloquien tanden und Rechts-
Jahr fand der 5S0S Prozeß VO  . Bobigny Sta der mMoOonate- anwältin Gisele Halimi führte einen unheılıgen Kreuzzug,
Jlang Stoft Gesprächen gab Die siebzehn- die Oftentlichkeit ständig MI1t diıesem Problem kon-
Jährige Marıe-Claire Chevallier wurde VO  - einem 18)Jäh- frontieren. Dıie Aftäre erhielt bald noch schärtere politische
rıgen Jungen geschwängert, wobeı sıch allem Anschein Züge durch einen Zwischentall 1n Grenoble. Es handelte
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sıch un den Fall eıner 18)jährigen Tochter eiınes italieni- früheren Ministerpräsidenten Antoine ınaYy, des ehema-
schen Immigranten, 1n dem der Kındesvater, eın verhei- lıgen Justizminısters Jean oyer un! des Bürgermeıisters
NAbeLeTr Mann, VO' Vater des Mädchens SCn Verführung VO  - Nızza, Jacques Medecin.
Minderjähriger angezeigt wurde. Im Verlaut der Unter-
suchung kam Zzutage, daß die Abtreibung iın den Raumen
der „Gesellschaft für Famıilıenplanung“ durchgeführt WOLI- Die verschiedenen Entwürftfe
den WAar. Die Ärztin Annıe Ferrey-Martın, die den Eın-
goriff VOTISCHOMMINC! hatte, wurde VO  - der Gruppe „Cho:i-
S11r  « 1in Grenoble unterstutzt. Sıe erklärte, dafß s1e solche Der Reformentwurf, der über die Regierungsmehr-

heit 1Ns Parlament kam, SLAaAMMT bereits AUus dem Jahre„Operationen“ regelmäßig durchführe. Dieser erneutfe
1970 Es handelt sıch dıe 5SOs „Projet Peyret” (nach demVortall erregte Sanz Frankreich, die Presse wurde 1n
Namen des gaullistischen Abgeordneten Claude Peyret,großem Stil eingeschaltet, un der seinerzeıtıge Mınıiıster- einem AÄArzt und nach eigenen Angaben praktizieren-präsident Messmer gylaubte den Zeitpunkt herangekom-

INCI, VO  _ Regierungsseıite AZUS einzugreıfen. Dıie Ver- den Katholiken benannt). Dieser Entwurf sah die Legalı-
sıerung des Schwangerschaftsabbruchs iın drei Fällen VOT:einıgungen „Choisir“, deren leitenden Fıguren auch der

bekannte Biologe un: Nobelpreisträger Jacques Monod be] unmıittelbarer oder langfristiger Getahr für das Leben
der Mutter:;: 1mM Falle eıner Vergewaltigung (nach Feststel-gehört, und „Planing Famıilijal“ eröftneten außerhalb

Grenobles noch 1n anderen Stäiädten Zentren un an- lung durch die Staatsanwaltschaft und durch einen Arzt);
1mM Falle VO:  3 unheilbarer Erkrankung oder Mißbildungtierten ıne kostenlose Abtreibung. In Grenoble wurde des Ungeborenen (auf schrıiftliche Anfrage der Multter

O:  a ine öffentliche Abtreibung angekündigt, aber bzw der Eltern oder des gesetzlıchen Vertreters un: nachheftigen Protesten un: nach staatlicher ntervention ab- Feststellung durch drei rZte Neben diesen (Gesetzes-
DESAZT Dennoch tanden 1n Parıs und in der TOV1ınNz mehr-
mals Abtreibungen 1n propagandıstischer Absicht anderungen wurden miıt dem Entwurt Peyret auch ıne

Reihe VO  3 begleitenden soz1ial- un: famıilienpolitischenAnwesenheit VO  ; Journalısten Wıe bei solchen
ewegungen häufig der Fall SE kam Spannungen Ma{fßnahmen angekündigt. So verlangte Peyret eın beson-

deres Statut für die nıcht berufstätige Familienmutter, dieund Spaltungen, 1NEUEC Gruppen entstanden, und 1St
kompliziert, sıch VO  ; Regıon Regıion eın Bild davon 1n den Genuß sämtlicher Sozıalversicherungen kommen

und einen Famıilienlohn erhalten sollte, der dem garantıer-machen, w 1€e gegenwärtig die Anhänger der ampagne
organısıert sind. ten Mindestlohn 1n der Industrie entsprechen würde. Die

bestehenden Familienzulagen sollten gesetzliıch dazu AaUS-

gezahlt werden. Nach Berechnung des FinanzministeriumsDie Heftigkeit, MmM1t der die Verteidige-r der Legalisierung
des Schwangerschaftsabbruchs ZU Kampf angetreten würden diese Vorschläge für den französischen Staat aller-
d  I, rief insbesondere 1n der Phase der parlamentarı- dings ıne Mehrbelastung Von 18 Milliarden Francs 1m
schen Beratung die Gegenwehr gut organısıerter Gruppen Jahr bedeuten. Außler diesen tamıliıenpolitischen Ma{fßnah-
hervor. Die Gesellschaft der Ärzte für den „Respekt des iINnen verlangte Peyret auch die Vereintachung des Adop-
Lebens“ („Manifest der ARZeC ıldete die Spiıtze tionsgesetzes und die Errichtung VO'  ; Beratungsstellen für
dieser Phalanx, die ıne Liberalisierung des geltenden 1n Not Schwangere, die den Nottall des Abortes
Gesetzes ablehnt. Den Ärzten schlossen sıch 3500 Jangfristig auf den therapeutischen Schwangerschafts-
Juristen miıt einer Unterschriftenaktion Eıne größere abbruch reduzieren sollten. Dıieser Entwurf kam aber in

der ursprünglichen Fassung nıcht über die Beratungen 1ınZahl Persönlichkeiten AUS Wiıssenschaft und For-
schung meldete sıch MIt einem parallelen Manıftest der zuständıgen Parlamentskommission hinaus.
Wort, iın dem s1e sıch ebentalls die Abschaffung der Neben dem Entwurft Peyret siınd VOT allem Entwürtfe der
Strafbarkeit der Abtreibung ıne weıitgehende Libe- Linksparteien erwähnen, die AUS den Jahren 1971 und
ralisıerung aussprechen (vgl die Listen 1n Le Monde, 1972 SstammMen. Eın Vorschlag der Kommunuisten ordert

73) Aus katholischen reıisen stammend, entwickelte die sofortige Aussetzung des Artikels 317 un: sieht einen
sıch die Vereinigung „Laissez-Les-vivre“, dıe 1in gut besuch- Eıingrift ın folgenden Fällen VQ WEeNnNn das Leben der
ten Kundgebungen den Schwangerschaftsabbruch leiden- Multter in Getahr ist; wenn ıne Mißbildung des Fötus
schaftlich als Attentat auf das Leben un auf die moralı- vorliegt; 1M Falle elnes kriminellen Aktes der einer Ver-

gewaltigung; WenNnn die physische oder geistige Gesundheitsche Integrität der Natıon anprangert. Im November
1973 publizierten 172 000 Bürgermeıster und Landräte der Multter ın rage steht oder sıch eın soz1ales Problem
ıne Erklärung, mM1t der S1e siıch den Ärzten, Juristen und tellt, das nıcht unmittelbar VO  - der Multter oder der
Pädagogen anschlossen, die ıne Fristenregelung 1n jedem Famiılıie gelöst werden kann. Allerdings oll ın diesem Fall
Fall energıisch ablehnen. Die Bürgermeıster ersuchten das ıne Kommuissıon beauftragt werden, i1ne Lösung ohne
Parlament, jeden Text zurückzuweisen, der die „BESCLIZ- Abbruch inden Der Vorschlag der Sozıalıstischen Par-
ıche Erlaubnis ZU Töten“ nach sıch ziehen würde. Es teı geht viel weıter. Diese projektiert iıne Fristenregelung
tanden sıch auf diesem Papıer die Unterschriften bedeu- miıt vollständiger Freigabe des Schwangerschaftsabbruchs
tender Persönlichkeiten des politischen Lebens, 00 {A A, des bis ZUrFr Woche Zwischen der un Woche muüßte
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dıe Trau eiınen Medizıner und einen Sozialpfleger konsul- blieb Die Rechtskommissıion dem Vorsıiıtz des trühe-
tıeren, träte die Entscheidung aber selbständig. der ren Justizminısters Foyer, einem erklärten Gegner der
24 Woche oll noch eın therapeutischer Abort möglich Aufhebung des B7 zeıgte sıch mehrheitlich nıcht bereıit,
se1in, also bei Lebensgefahr ur die Mutter oder bei nach- der Regierung folgen. Die Aussprache wurde explosiv
gewlesener Mißbildung des FOötus In iıhrem Entwurt sind und leidenschaftlich geführt un: erinnerte Spannungen,
die Sozialisten VO  } den Ideen der ruppe „Choisir 1N- w 1€e s$1e 1Ur in der Republik gang und gäbeıDer
spiırıert. Kleinere Parteıien, die keine eıgene Fraktion bil- damalıge Gesundheitsminister Michel Poniatowskı be-
den, W1€e die soz1alrevolutionäre PSU haben sıch für schwor dıe Abgeordneten, politische un ıntransıgente
die Freigabe der Schwangerschaftsunterbrechung bis ZUr Gesichtspunkte auszuschalten un: ıne mittlere, vernünf-

Woche ausgesprochen. Nach den Vorschlägen des tige Lösung finden Zwölt Stunden dauerte eın heftiger
Demokratischen Zentrums soll der Schwangerschafts- Wortwechsel, dem Nıveau nıcht abzusprechen WArT. Schliefß-
abbruch straffrei se1n, wenn dıe physische oder seelische lıch wurde der Regierungstext mıiıt 255 212 Stimmen
Gesundheıt der Schwangeren edroht 1St Es werden aber abgelehnt und die Kommıissıon zurückverwiıesen. Dıiıe
Kontrollorgane eingebaut. W el Ärzte, darunter eın Gy- Regierung erklärte hre Bereitschaft, den Vorschlag in SC-
näkologe, mussen ausdrücklich ıhre Genehmigung ZUr anderter orm VO'  . vorzulegen. Dies hätte 1m Aprıil
Abtreibung geben. geschehen sollen, wurde aber durch den Tod VO  - Staats-

präsıdent Pompidou verhindert. Die politischen Verände-
Am Junı nahm die egıerung ıne VO  3 Miınıisterpräsıi- TuNsSeCN un: die Neubildung des Kabinetts nach der Wahl
dent Messmer, Justizminister Taıttınger un dem dama- VO  — Valery Giscard d’Estaing zu Staatspräsıdenten
lıgen Gesundheits- un jetzıgen Innenminister Michel lassen zweıtelhaft erscheinen, ob das NEUEC Kabinett die
Poniatowsk:ı unterzeichnete erweıterte Vorlage 28 die gleichen Vorschläge präsentieren wird, Ww1ıe die Regierung
auch sofort dem Parlament vorgelegt wurde (vgl den Messmer 111 Das Gesundheitsministerium lıegt 1U  3 in den
Wortlaut ın Le Monde, 16 75 Nach diesem Entwurf Händen einer Frau, Sımone Veıl, die gestand, daß S1e für
sollte der Abbruch einer Schwangerschaft in drei Fällen ine Liberalisierung des Schwangerschaftsabbruchs eintritt.
straffrei se1n* bei Getahr für die körperliche und seel1- Es ist auch bekannt, daß der NEeu Staatspräsıdent selbst
sche Gesundheit der Tau (unter Berücksichtigung auch eiıner Liberalisierung bis die (Gsrenze der soz1alen Indıiı-
soz1ialer Omente un: des Alters der Frau), bei Blut- kation geneigter 1St als viele Abgeordnete AaUus dem ager
schande oder Vergewaltigung, WEenNnn die Wahrscheinlich- der Gaullisten un: des Demokratischen Zentrums.
keit eıner Mißbildung des Kındes esteht. Dıie Entschei-
dung über den Abbruch sollte die Tau treften. Doch mu{fß
die Indikation durch einen Ärzt, der eınen weiteren Arzt Kirchliche Posıtionen

konsultieren hat, festgestellt werden. Der Abbruch
sollte IT'ST sieben Tage nach Vorliegen des Gutachtens VOTI- Die Kırchen haben sıch mehrtach 1n diıe Auseinanderset-

u eingeschaltet, die katholische Kırche bzw hre Hıer-mM werden dürfen Dıiese Gesetzesvorlage hat
weder die Anhänger noch die Gegner einer Liberalisierung archie allerdings lange NUr zögernd mıt Verweısen auf

Papstansprachen und auf „Gaudiıum et “  spes”. Entschie-befriedigt. Die eınen Kritiker verübelten dem Entwurf,
dafß die Regierung nıcht geWAaART habe, für ıne soz1ıale dener Stellung bezogen wurde ErSt, als iınsbesondere die
Indikation einzutreten, andere bemängelten, dafß S$1e wne organge 1n Grenoble starke Emotionen VOTL allem
solche nıcht eindeutig ablehne. Peyret selbst meılinte als den Katholiken auslösten, und spater, als die Regierung
Berichterstatter 1m Parlament, die Vorlage könne sowohl ıhr Reformprojekt ankündigte. räzıse wurden die Stel-

Jungnahmen aber GEST, als deutliche Unterschiede zayıschenalle möglichen Schwangerschaftsabbrüche rechtfertigen als
auch be1 NS Auslegung den Zustand VO heute wiıeder- „Rkatholischen“ Positionen, auch solchen VO  S Theologen,

deurtlich wurden und sıch die Bischöfe dem Vorwurt AaUS-herstellen. Von seıten der Justız und der Ärzte wurden
Bedenken laut, daß durch diesen Gesetzentwurtf die Ver- ZESETZL sahen, S1e machten den Standpunkt der Kirche

nıcht genügend klar, und entstehe der Eindruck, als obAaNntWOrtUNgeEN abgeschoben oder nıcht definiert würden.
Die Regierung erklärte VO  3 Anfang A daß s1e bereit sel, sıch deren Grundüberzeugung Ündere.
Zusätze nach Mehrheitsbeschluß 1mM Parlament einzufügen, Tatsächlich ze1gt die Diskussion die mıt der Reform
da sıch be] der Vorlage LUr eiınen Ausgangstext des Abtreibungsstrafrechts verbundenen rechtlichen, ethi-
handle. Von Jul: bıs November 1973 hörte die zuständige schen und theologischen Fragen ıne größere Vielfalt VO  -

Parlamentskommission Vertreter VO  ; wiıissenschaft- Standpunkten als 1ın der Bundesrepublık. Sıe reichen VO  —$

lıchen und relig1ösen Organısationen und nahm das der Bewegung „Laissez-les-vivre“, die jede Liberalisie-
rung der Strafbestimmungen als Aufweichung des Schut-Urteil VO  - 154 Wiıssenschaftlern, Pädagogen und Kirchen-

vertretern ZuUur Kenntnıis. Zz.es für das ungeborene Leben ablehnt, bis manchen
theologıischen Sprechern, die ıne „Absolutsetzung“ des

Im Parlament, das Dezember 1973 ın erster Rechtsgutes Leben (auch) ethıschen Gesichtspunkten
Lesung arüber debattierte, wurde die Regierungsvorlage ablehnen un 1m Falle VO  z Konfliktsfällen oftenbar

sehr zerredet, da{fß VO Inhalt nıcht mehr 1e] übrig einer „Rechtfertigung“ des Schwangerschaftsabbruchs be-
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reit sind. Den Hintergrund solcher Rechtfertigungsver- Im Falle VO:  3 „Etudes“ schrieb Kardıinal arty Parıs)
den Schriftleiter Bruno Rıbes 5 J; der drei Dossıers ZUsuche bilden die beklagten soz1alen Verhältnisse, tfür die

xuch die Bischöte ıne starke Sensibilität zeıgen. Von da- Thema Abtreibung inıtılert un mıtverantwortet hatte,
her rührt die Neıigung, gerade die sozıale Indıkation als „daß die Achtung des Lebens des Kındes VO:  3 seiner Emp-
eiınen plausiblen Rechtfertigungsgrund anzusehen. Bezeich- fangnıs jeder eıt eın wesentliches Datum des christ-
nend iSt, dafß statistische Berechnungen, die besagen, da{fß lıchen Bewußftseins Walfl, welches auch ımmer die beherr-
1U etwa 10, maxımal 159%/0 der Abtreibungen (ın uIro- schende Mentalıität, die philosophischen Thesen un: der
päischem Durchschnitt) als medizinısch indizierbare Fälle Entwicklungsstand der biologischen Wissenschaften waren“
anzusehen sınd und bıs 90 0/9 der Abtreibungen (vgl Etudes, November 1973, 569) Auf Roqueplo CI -

sozjal-wirtschaftlichen Gründen erfolgen, nıcht w1e in der wıderte der Ständige Rat der Bischofskonferenz U, A mıt
der Feststellung, dessen Posıtion se1l nıcht die Posıtion derBundesrepublik als Argument gegeN, sondern eutlich für

ıne Liberalisierung herangezogen wird. Daß VO  — INan- Kırche, Wel sıch in deren Tradıtion auskenne, werde dem
chen Katholiken die Abtreibung mehr noch denn als S1tt- ohne weıteres beipflichten.
liches als soz1ales bel (ım Sınne VO'  3 nıcht anders beheb- Trotz mancher provozierender Thesen 1n den Randteldern
baren soz1alen Notständen) angesehen wird, zeıgten U, zwiıischen Theologie und Ethik argumentierten die Bischöfe
die Beiträge der Dominikanerzeitschrift „Lumiere et Vıe“, ın ihren amtlichen Stellungnahmen WAar klar, aber durch-
die als 1ne der ersten die Gesamtproblematik der Retform AUS nuancıert. Das gilt für die ausführliche, csehr
darstellen 1eßß (August—Oktober Das Nıveau abwägende Stellungnahme VO' Junı 1973 (nach der
mancher Beıiträge Jag allerdings nıcht wesentlich höher als Bekanntgabe des Kabinettsentwurfs) (vgl den Wortlaut

1n Documentatıon catholique, 15 7/3) ebenso tür diedie M1t soz1alen Emotionen überlagerte SÖöfftentliche Diskus-
S10N. So wurden D 1n eın un demselben Heft die Zahl autf die ausgefallene Aprildebatte 1M Nationalrat g...

munzte kurze, aber präzıse „Erklärung“ VO Marzder Abtreibungstoten einmal MITt 000, VO  - eiınem ande-
Hen Autor mMi1ıt 25 000 angegeben, obwohl dıe Statistik die 1974 (Wortlaut 1n ? Documentatıon catholique, 74)
Unmöglıichkeit dieser Zahl längst erwıesen hatte. In beiden Erklärungen, ın denen S1e „Sıtuationen
In der anthropologisch-theologischen Diskussion siınd bei Notlage“ als sehr bedrückend bezeichneten, verzichteten
den von der amtlichen Kirche a1abweichenden Positionen s$1e auf ıne Wertung der verschiedenen Gesetzesentwürte,

und stellten, die unveränderte Position der GesamtkircheVOT allem wel Argumente aufschlufßreich. Einmal eın
„säkularisıert“ wirkender Neuaufgufß der Lehre VO:'  z bekräftigend, VOTLT allem den ethischen Standpunkt klar,

der durch jede Gesetzesänderung mitbetroffen sel. Derder stufenweisen Menschwerdung des Otus und die Unter-
scheidung zwischen „menschlichem“ Leben und „gemensch- Embryo se1 VO  3 der ersten Stunde eın Wesen mi1t

einer eigenen Fxıstenz. Eın Ärzt, der selbst 1mM Jegalenliıchtem“ („humanıisıertem“) Leben eım ‚werdenden“
Leben (so lautet eın rgument handle sıch eın Rahmen ıne Abtreibung vornımmt, könne nıcht bestrei-

ten, dafß er eınen Tötungsakt begeht. Auf jeden Fall,Leben ın der Beziehung, ein „etre relationnel“, voll
menschlich se1 Eerst durch die „humanısıerende Bezıie- heißt 1n der Stellungnahme VO Junı 1973, „1St

jeder provozıerte Abort ıne Niederlage, ein Übel,;, eınhung  C den Eltern un ZU!r: Gesellschaft. Abtreibung sSe1
deswegen auch keine Tötung oder kein Mord, sondern, Unglück“ Und weıter: „  ur die Mutter, für die Ehepart-
1St 1ın einem Gemeinschaftsartikel in den „Etudes“ neT,; für die Gesellschaft 1St die Abtreibung immer das

Zeichen eıner physischen, psychischen, affektiven, ökono-Januar 1973 /4) formuliert, die moralisch natürliıch auch
verwerfliche „Ablehnung oder die Unmöglichkeit der mischen oder moralischen Extremsituatıion. Keıine Beseıiti-

gungstechnık des Embryo, rasch, kontrolliert un: ein-Humanısıerung des Embryo Für andere, für den
Dominıikaner Rogqueplo fällt diese „volle Menschwerdung fach s1e auch seıin Mags, kann VETSCSSCN machen, daß INa  -

sıch 1n eıner menschlichen, persönlıchen der kollektiveninsofern MI1t der „Sozijabıilität“ IMNM'  9 als TST dann
VO  Z} einem menschlichen Wesen 1im Vollsinn sprechen Sıtuation des Scheiterns efindet.“ Jede andere Darstel-

ung der Abtreibung ware ıne „erschreckende Mystifizie-möchte, „ WECNN ıne Frau, W as s1e ın sıch tragt, annımmt
und ‚dıesem‘ ıne Beziehung herstellt, die als ‚E1n “  rung“”. Eıne VO  3 den Bischöten der Leıtung des
anderes‘ als S1e selbst 1St  « Das befruchtete FEı als Parıser Weihbischots Pezeril eingesetzte Kommıissıon ZUuU

Studium der theologisch-ethischen Fragen eingesetztemenschliches Wesen, das se1 reiner Biologismus, melinte
Fachkommiuissıon, der ıne Reihe VO  - bekannten TheologenRoqueplo 1n einem als „persönlıche Meinungsäußerung, w1e Pıerre Liege, Claude Geffre un!: Dominıque Dubarledie nıcht die ständıge Lehre der Kırche repräsentiert“, angehören, sollte nach ursprünglıchem Plan bıs Aprıil 1974bezeichneten Interview 1n einer der Ausgaben einen Bericht vorlegen. Bisher wurde aber nıchts bekannt.

VO  ; „Informations catholiques internationales“ 74)
Gegenüber einer ohl „unmöglichen Kasuistik“ (Erz-
bischof Andr:  e Pailler VO  3 ouen) x sıch die Hıerarchie Wıe 1n der Bundesrepublık 1St auch 1n Frankreich zayıschen
veranla(t, auf der Stelle wıdersprechen. der batholischen Kırche un den Protestanten ıne Har-
Sıe reaglerte sowohl gegenüber „Etudes“ W 1€e gegenüber den mon1sıerung der Positionen 1ın dieser rage schwier1g.
„Informations“ miıt einer verordneten Gegendarstellung. War sind katholische Minderheitsmeinungen den ent-
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sprechenden Ratsbeschlüssen auf protestantischer Seıite sprechende ethische Einschränkungen erkennen. Eınen be-
näher als den Forderungen der eigenen Kirche, aber ZW1- zeichnenden Hınvweıs gab der bekannte retormierte Theo-
schen den Kirchen gab esS nıcht 1U  — keine gemeınsamen loge Andrı  e Dumas 1ın einer Rundtfunkdiskussion mıt dem
Erklärungen, sondern deutliche Gegensätze. iıne wel- Jesuiten Michel Rıquet SJ (vgl Le Monde, /3) Dıie
malıge Verlautbarung (vom 29 März 1971 und VO: Kirchenväter hätten War den Abort (und die Kindes-

Maı 1973 vgl den Wortlaut der letzteren in Otung) bekämpft mi1t dem Zıel, den Schwachen den
723 des „Rates der Französischen Protestanten- Starken schützen, aber, fragte Dumass, gEeEratE Nan

töderation“ bekennt sıch nıcht 1Ur strafrechtlich ZUT nıcht 1n Gefahr, gerade den Schwachen Unrecht tun”?
„soz1al-ökonomischen“ Indikation, sondern aßt auch eNnt- Rudolf ewandowsk:

InterviewWw

Die verharmlosten Folgen der Fristenregelung
Pın espräc miıt Prof Hermann Hepp
Vor der ersien Lesung der Reftorm des 218 Äatten WLY Durchtührung des Abortes selbst. Der Bevölkerung wurde
eın Inteyrview miLt Prof Hermann Hepp (Oberarzt mehr oder wenıger bewußt suggeriıert, bei einem Schwan-
der Universitats-Frauenklinik Maiınz) geführt, ın dem gerschaftsabbruch während der ersten Schwanger-
die damals anstehenden Reformmodelle erläutert WUuT- schaftswochen handle s sıch eiınen Bagatell-Eingrift,
den (vgl Maı p973, Nach der endgül- der mıttels Absaugverfahren 1n fast allen Fällen ambulant
tigen parlamentarischen Verabschiedung der Fristenrege- durchgeführt werden kann. Diese Vorstellung haben auch
lung haben WLT das Gespräch nochmals aufgenommen: viele Politiker heute noch. Man Wr und 1St daher der
diesmal hauptsächlich über dıe Folgen für Ärzte, Kran- Meınung, daß sıch 1n Zukunft der Schwangerschaftsab-
henhäuser un Öffentlichkeit. Auch das Thema Beratung, bruch vorwiegend ın den arztlichen Praxen ereignen
das die Anhänger der Fristenregelung sechr ın den Vor- würde und 1ın diesem Bereich sıch das Problem der Or-
dergrund gerückt haben, ayıyd nochmals angesprochen. gyganısatıon mıi1it der eıt recht guL einspielen werde.

Der Bundestag hat soeben den Einspruch des Bun-
desrates die Reform des 218 zurückgewiıesen. Dıie „ INIC alle Motive für den ıllegalen
Fristenregelung 1St damıt parlamentarisch verabschiedet. Abbruch ausgeraumt“
1€e sehen seine Wirkungen 1n der Praxıs 2uUSs”? Mıt wel- Warum oll diese Meınung nıcht plausıbel se1n?chen Problemen ISt; ANSCHOMMECN, das Gesetz trıtt nach der Man geht doch davon Aaus, da{fß bereits bısher die ıllegalen
VO Verfassungsgericht verordneten Pause 1n Kraft, Aborte ın x 10 0/9 der Fälle VO  3 Ärzten 1n Privatpraxenrechnen? Vor allem Was bedeutet die Fristenregelung für durchgeführt werden.
den Arzt?

Hepp Von diesem Faktum geht INa  3 iın der 'Tat AuUsS, aber
Hepp Dıie Frage, ob in der Bundesrepublik Tötung das Argument überzeugt deshalb nıcht, weıl diese Ärzte
menschlichen Lebens von Ärzten ohne Indikation durch- den Schwangerschaftsabbruch immer 1Ur eingeleıtet, die
geführt werden annn un: stratfrei bleiben soll, wurde Patıentin dann jedoch umgehend ZUur Therapie des ab-
etztlich politisch entschieden. Zweıtellos wurde 1n allen laufenden Abortes 1n das Krankenhaus oder die Klinik
Diskussionen der etzten Jahre die rage der Realisierung eingewl1esen hatten. Außerdem 1St bedenken, daß wahr-
einer Fristenregelung je] Zuwen1g bedacht und diese da- scheinlich eın großer Teıil dieser Ärzte sıch legalen
her auch VO  3 politischer Seıite ın keiner Weiıse vorbereitet. bort nıcht mehr beteiligen werden, da und das 1St
Das gilt sowohl für die Errichtung der Beratungsstellen, wirklıch begrüßen ıne Bereicherung durch die Tat-
die ZU Schutze des menschlichen Lebens dem Schwanger- sache der Illegalität (Risiko-Honorar) des Schwanger-
schaftsabbruch vorgeschaltet se1n ollen, als auch für die schaftsabbruches 1ın Zukunft nıcht mehr möglich 1St


